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Die neue CD-Rom „SGV-NRW", Stand 1. Januar 2000, ist erhältlich. 

Hinweis: 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung. 
Im Innenministerium ergibt sich der Zugang von der Homepage aus über das Befehlsfeld „Gesetze 
Erlasse". 
Von anderen Ressorts aus erfolgt der Zugang über „Externe Informationsangebote, Ressortübergreifende 
Informationen" und unter Landesrecht „Gesetz- und Verordnungsblatt". 

Die Gesetz- und Veror.dnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) werden auch im Internet angeboten. 
Der Zugang ergibt sich über die Homepage des Innenministeriums NRW (Adresse: http://www.im.nrw.de) 
und dort über das Befehlsfeld „Gesetze, Verordnungen, Erlasse". 

Die Sammlung aller geltenden Gesetze und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW) ist auch auf 
CD-ROM erhältlich. Die CD-ROM gewährt auch das Recht zur Nutzung des Internet-Angebotes der 
Redaktion (GV. NRW., SGV. NRW., MBl. NRW.). Bestellformulare finden sich in den Nummern 3 und 4 des 
GV. NRW. 1999, ebenso im Internet-Angebot. 

Zur Zeit befindet sich die Redaktion in einer Phase der Umstellung auf elektronische Arbeitsweise. Dies 
hat leider zur Folge, daß Ergänzungslieferungen zur SGV. NRW. nur verzögert erstellt werden können. 
Die Redaktion bemüht sich, die noch ausstehenden Nachlieferungen so schnell wie möglich zu erstellen. 

Wir bitten um Ihr Verständnis. 
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2011 
Berichtigung 

der Einundzwanzigsten Verordnung 
zur Änderung der 

Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung 
vom 15. Februar 2000 

(GV. NRW. S. 154) 

Die lfd. Nummer 27 lautet richtig wie folgt: 

In der Tarifstelle 15 a.3.11.3 wird unter Buchstabe c) in 
der Zeile „Gebühr" die Zahl „10000" durch die Zahl 
,,5 000" ersetzt. 

20320 

- GV. NRW. 2000 S. 310. 

Verordnung 
über Stellenobergrenzen 
für den mittleren Dienst 

bei den Justizvollzugsanstalten 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Justizvollzugs-Stellenobergrenzen­
verordnung - JVollzStOV -) 

Vom 21. März 2000 

Auf Grund des Artikels 18 des Gesetzes zur Umsetzung 
des Versorgungsberichts (Versorgungsreformgesetz 1998 
- VReformG) vom 29. Juni 1998 (BGBL I S. 1666) wird 
verordnet: 

§ 1 
Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für die Laufbahnen des allge­
meinen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes bei den 
Justizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-Westfa­
len. 

§ 2 
Besondere Stellenobergrenzen für den 

mittleren Dienst bei den .Justizvollzugsanstalten 

Abweichend von § 26 Abs. 1 und von den zu § 26 Abs. 4 
Nrn. 1 und 2 des Bur1desbesoldungsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen werden für die Anteile der Beförde­
rungsämter an den Planstellen der jeweiligen Laufbahn 
folgende Obergrenzen festgesetzt: 

1. in der Laufbahn des allgemeinen Vollzugsdienstes bei 
den Justizvollzugsanstalten 

in der Besoldungsgruppe A 7 30 v.H., 
in der Besoldungsgruppe A 8 45 v.H., 
in der Besoldungsgruppe A 9 25 v.H.; 

2. in der Laufbahn des Werkdienstes bei den Justizvoll­
zugsanstalten 

in der Besoldungsgruppe A 7 20 v.H., 
in der Besoldungsgruppe A 8 50 v.H., 
in.der Besoldungsgruppe A 9 30 v.H .. 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 21. März 2000 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

(L.S.) 
Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clement 

7122 

Der Finanzminister 

Peer Steinbrück 

Der Innenminister 

Fritz Behrens 

Der Justizminister 

Jochen Dieckmann 

- GV. NRW. 2000 S. 310. 

Bekanntmachurng 
zum Staatsvertrag zwischen 

dem Freistaat Bayern 
und dem Land Nordrhein-Westfalen 

über die Zugehöirigkeit cll.er 
Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 

Buchprüfer des Freistaates Bayern 
zum Versorgungswerk deir Wirtschaftsprüfer 

und der vereidigten Buchprüfer 
im Lande Nordrheiln-Westfalen 

Vom 9. März 2000 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sit­
zung am 24. Februar 2000 gemäß Artikel 66 Satz 2 der 
Landesverfassung dem Staatsvertrag zwischen dem Frei­
staat Bayern und dem Land Nordrhein-Westfalen über 
die Zugehörigkeit der Wirtschaftsprüfer und der verei­
digten Buchprüfer des Freistaates Bayern zum Versor­
gungswerk der Wirtschaftsprü:Eer und der vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen zugestimmt. 

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht. 

Der Tag des Inkrafttretens des Staatvertrags wird 
gemäß Artikel 8 Absatz 1 gesondert bekannt gemacht. 

Düsseldorf, den 9. März 2000 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(L. S.) Wolfgang Clement 

Staatsvert1rag 
zwischen 

dem Freistaat Bayern 
und dem Land Nordrhein-Westfalen 

über die Zugehörigkeit der Wirtschaftsprüfer 
und der vereidigten Buchprüfer 

des Freistaates Bayern 
zum Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer 

und der vereidigten Buchprüfer 
im Lande Nordrhei:n-Westfalen 

Der Freistaat Bayern, vertreten durch den Ministerprä­
sidenten, dieser vertreten durch den Staatsminister für 
Wirtschaft, Verkehr und Technologie, und das Land 
Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Ministerpräsi­
denten, dieser vertreten durch den Finanzmini~ter, 
schließen nachstehenden Staatsvertrag: 
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Artikel 1 
(1) Die selbständigen und nicht selbständigen Wirt­

schaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer, die eine beruf­
liche Niederlassung oder Zweigniederlassung im Frei­
staat Bayern haben, sowie die Vorstandsmitglieder, Ge­
schäftsführer und persönlich haftenden Gesellschafter 
von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften oder Buchprü­
fungsgesellschaften mit Hauptniederlassung oder Zweig­
niederlassung im Freistaat Bayern, die nicht Wirtschafts­
prüfer oder vereidigte Buchprüfer sind, sind Mitglieder 
des Versorgungswerkes der Wirtschaftsprüfer und der 
vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen. 

(2) Die Ausnahmevorschriften und Übergangsregelun­
gen des Gesetzes über die Versorgung der Wirtschafts­
prüfer und der vereidigten Buchprüfer im Lande Nord­
rhein-Westfalen (WPVG NW) vom 6. Juli 1993 (GV. NRW. 
S. 418), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. April 1999 
(GV. NRW. S. 159/SGV. NRW. 7122), finden entspre­
chende Anwendung. 

Artikel 2 

(1) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und 
sonstigen Leistungsberechtigten des Versorgungswerkes 
nach Artikel 1 ergeben sich, soweit dieser Staatsvertrag 
keine abweichenden Bestimmungen enthält, aus dem 
WPVG NW und der Satzung des Versorgungswerkes der 
Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buchprüfer im 
Lande Nordrhein-Westfalen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung sowie aus den satzungsgemäß getroffenen Maß­
nahmen der zuständigen Organe. 

(2) Bei der Berechnung von Antragsfristen nach dem 
WPVG NW oder der Satzung des Versorgungswerkes ist 
für Mitglieder des Versorgungswerks nach Artikel 1 das 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrages maßgebend. 

Artikel 3 
Die Vollstreckung von Verwaltungsakten des Versor­

gungswerkes der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen richtet sich 
im Freistaat Bayern nach dem Bayerischen Verwaltungs­
zustellungs- und Vollstreckungsgesetz in der jeweils 
geltenden Fassung. Vollstreckungsbehörde ist das Ver­
sorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen. 

Artikel 4 
Das Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und der 

vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen 
kann vorn Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, 
Verkehr und Technologie Auskünfte über die Mitglieder 
einholen, soweit die Auskünfte für die Feststellung der 
Mitgliedschaft erforderlich sind und aus dem Berufsre­
gister nicht zu entnehmen sind. 

Artikel.5 
(1) Die vom Finanzministerium des Landes Nordrhein­

Westfalen ausgeübte staatliche Aufsicht wird im Beneh­
men mit dem Bayerischen Staatsministerium für Wirt­
schaft, Verkehr und Technologie wahrgenommen, soweit 
Belange der Mitglieder und sonstigen Leistungsberech­
tigten nach Artikel 1 berührt sein können. 

(2) Das Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und 
der vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfa­
len leitet dem Bayerischen Staatsministerium für Wirt­
schaft, Verkehr und Technologie jeweils den geprüften 
Jahresabschluß nebst I:.agebericht zu. 

Artikel 6 
Das Vermögen des Versorgungswerkes der Wirtschafts­

pi;üfer und der vereidigten Buchprüfer im Lande Nord­
rhein-Westfalen soll entsprechend dem Anteil des Bei­
tragsaufkommens der Mitglieder aus dem Freistaat 
Bayern am Gesamtbeitragsaufkommen des Versorgungs­
werkes im Freistaat Bayern angelegt werden. 

Artikel 7 
(1) Dieser Staatsvertrag kann von jedem vertragschlie­

ßenden Teil mit einer Frist von fünf Jahren zum Ablauf 
eines Kalenderjahres gekündigt werden. Vor Ablauf von 
zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Sta':1tsvertrages ist 

eine Kündigung ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 
kann der Freistaat Bayern den Staatsvertrag mit einer 
Frist von einem Jahr kündigen, wenn die Bestimmungen 
des Gesetzes über die Versorgung der Wirtschaftsprüfer 
und der vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein­
Westfalen (WPVG NW) vom 6. Juli 1993 (GV. NRW. S. 418) 
gegenüber der beim Inkrafttreten dieses Staatsvertrages 
geltenden F~ssung wesentlich geändert werden. Eine 
wesentliche Anderung ist anzunehmen, wenn die Bestim­
m'.-lngen zur Aufgabe des Versorgungswerkes, zur Mit­
gliedschaft und Beitragspflicht der Mitglieder oder zu 
den Leistungen des Versorgungswerkes nicht nur uner­
heblich geändert werden. 

(2) Im Fall der Kündigung übernimmt ein durch den 
Freistaat Bayern innerhalb der Kündigungsfrist zu be­
stimmender Rechtsträger als Gesamtrechtsnachfolger die 
Mitglieder und sonstigen Leistungsberechtigten nach 
Artikel 1 Abs. 1 dieses Staatsvertrages. Au,f diesen 
Rechtsträger gehen alle Rechte und Pflichten des Versor­
gungswerkes der Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen gegenüber 
den übernommenen Mitgliedern und sonstigen Leis­
tungsberechtigten über. 

(3) Im Fall der Kündigung findet eine Auseinanderset­
zung des Vermögens nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen statt, wobei die im Zeitpunkt des Wirksam­
werdens der Kündigung im technischen- Geschäftsplan 
festgelegten Rechnungsgrundlagen maßgebend sind. Das 
zu verteilende Vermögen ergibt sich aus einer Auseinan­
dersetzungsbilanz, wobei Verkehrswerte zugrunde zu 
legen sind. Von der Summe der aktiven Vermögenswerte 
ist die Summe der nichtv~rsicherungstechnischen Ver­
bindlichkeiten abzuziehen. Das so ermittelte Vermögen 
ist nach dem Verhältnis der auf den ausscheidenden 
Teilbestand treffenden versicherungstechnischen Ver­
bindlichkeiten zu den versicherungstechnischen Ver­
bindlichkeiten des verbleibenden Bestandes aufzuteilen; 
soweit nichtversicherungstechnische Verbindlichkeiten 
von dem Gesamtrechtsnachfolger übernommen werden, 
sind ihm die entsprechenden Deckungsmittel zu überlas­
sen. Bei der Verteilung des Vermögens sind die im 
Freistaat Bayern angelegten Vermögenswerte auf Verlan­
gen an den Gesamtrechtsnachfolger zu übertragen. Bei 
den übrigen Vermögenswerten ist das Versorgungswerk 
der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buchprüfer im 
Lande Nordrhein-Westfalen berechtigt, Wertpapiere und 
Grundbesitz in Geldwert abzulösen. 

(4) Die Auseinandersetzung des Vermögens bedarf der 
versicherungsaufsichtsrechtlichen Genehmigung durch 
das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Zuvor ist das Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats­
ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 
herzustellen. 

Artikel 8 
(1) Dieser Staatsvertrag tritt nach Zustimmung der 

verfassungsmäßig zuständigen Organe der vertragschlie­
ßenden Länder am ersten Tag des Monats in Kraft, der 
auf den Austausch der Ratifikationsurkunden folgt. 

(2) Das Gesetz über die Versorgung der Wirtschaftsprü­
fer und der vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein­
Westfalen (WPVG NW) ist vom Versorgungswerk in der 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staatsvertrags 
geltenden Fassung als Anlage zu diesem Staatsvertrag im 
Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekanntzu­
machen. 

(3) Die Satzung des Versorgungswerkes der Wirt­
schaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer im Lande 
Nordrhein-Westfalen ist von diesem in der im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Staatsvertrags geltenden Fas­
sung unter Hinweis auf den Staatsvertrag im Bayerischen 
Staatsanzeiger bekanntzugeben. 

München, den 6. Oktober 1999 

Für den Freistaat Bayern 

Der Staatsminister für Wirtschaft, 
Verkehr und Technologie 

Dr. Otto Wiesheu 
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Düsseldorf, den 8. Oktober 1999 

7122 

Für das Land Nordrhein-Westfalen 
Namens des Ministerpräsidenten 

Der Finanzminister 

Heinz Schleußer 

- GV. NRW. 2000 S. 310. 

Bekanntmachung 
zum Staatsvertrag zwische_n dem Land Hessen 

und dem Land Nordrhein-Westfalen über 
die Zugehörigkeit der Wirtschaftsprüfer und 

der vereidigten Buchprüfer des Landes Hessen 
zum Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer 

und der vereidigten Buchprüfer 
im Lande Nordrhein-Westfalen 

Vom 9. März 2000 

· Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sit­
zung am 24. Februar 2000 gemäß Artikel 66 Satz 2 der 
Landesverfassung dem Staatsvertrag zwischen dem Land 
Hessen und dem Land Nordrhein-Westfalen über die 
Zugehörigkeit der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer des Landes Hessen zum Versorgungswerk der 
Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buchprüfer im 
Lande Nordrhein-Westfalen zugestimmt. 

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht. 

Der Tag des Inkrafttretens des Staatsvertrags wird 
gemäß Artikel 8 Absatz 2 gesondert bekannt gemacht. 

Düsseldorf, den 9. März 2000 

(L.S.) 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Wolfgang Clement 

Staatsvertrag 
zwischen 

dem Land Hessen 
und dem Land Nordrhein-Westfalen 

über die Zugehörigkeit der Wirtschaftsprüfer 
und der vereidigten Buchprüfer 

des Landes Hessen zum Versorgungswerk 
der Wirtschaftsprüfer und der 

vereidigten Buchprüfer 
im Lande Nordrhein-Westfalen 

Das Land Hessen, vertreten durch den Ministerpräsi­
denten, dieser vertreten durch den Minister für Wirt­
schaft, Verkehr und Landesentwicklung, und das Land 
Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Ministerpräsi­
denten, dieser vertreten durch den Finanzminister, 

schließen den nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1 

(1) Die selbständigen und nicht selbständigen Wirt­
schaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer, die eine beruf­
liche Niederlassung oder Zweigniederlassung im Lande 
Hessen haben, sowie die Vorstandsmitglieder, Geschäfts­
führer und persönlich haftenden Gesellschafter von Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaften oder Buchprüfungsgesell­
schaften mit Hauptniederlassung oder Zweigniederlas­
sung im Land Hessen, die nicht Wirtschaftsprüfer oder 
vereidigte Buchprüfer sind, sind Mitglieder des Versor­
gungswerkes der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen (im folgen­
den: Versorgungswerk). 

(2) Die Ausnahmevorschriften und Übergangsregelun­
gen des Gesetzes über die Versorgung der Wirtschafts­
prüfer und der vereidigten Buchprüfer im Lande Nord-

rhein-Westfalen vom 6. Juli 1993 (GV. NRW. S. 418, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20. April 1999, GV. NRW. 
S. 154) finden entsprechende Anwendung. 

Artikel :2 

(1) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und 
sonstigen Leistungsberechtigten des Versorgungswerkes 
nach Artikel 1 ergeben sich, soweit dieser Staatsvertrag 
keine abweichenden Bestimmungen enthält, aus dem 
Gesetz über die Versorgung der Wirtschaftsprüfer und 
der vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfa­
len und der Satzung des Versorgungswerkes in ihrer 
jeweils gültigen Fassung sowie aus den satzungsgemäß 
getroff~nen Maßnahmen der zuständigen Organe. 

(2) Bei der Berechnung von A.ntragsfristen nach dem 
Gesetz über die Versorgung der Wirtschaftsprüfer und 
der vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein-"\N estfa­
len oder der Satzung des Versorgungswerkes ist für 
Mitglieder des Versorgungswerks nach Artikel 1 das 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrages maßgebend. 

Artikel 3 

Die Vollstreckung von Verwaltungsakten des Versor­
gungswerkes richtet sich im Lande Hessen nach dem 
Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz in der je­
weils geltenden Fassung. Vollstreckungsbehörde ist das 
Versorgungswerk. 

Artikel 4 

Das Versorgungswerk kann von der für Wirtschafts­
prüferangelegenheiten zuständigen Behörde des Landes 
Hessen Auskünfte über· die Mitglieder und sonstigen 
Leistungsberechtigten einholen, soweit die Auskünfte für 
die Feststellung der Mitgliedschaft sowie Art und Um­
fang der Beitragspflicht oder der Versorgungsleistung 
erforderlich sind. 

Artikel 5 

(1) Die vom Finanzministerium des ~andes Nordrhein­
Westfalen ausgeübte staatliche Aufsicht wird im Beneh­
men mit dem in Hessen für die Versicherungsaufsicht 
zuständigen Ministerium wahrgenommen, soweit Be­
lange der Mitglieder und sonstigen Leistungs berechtigten 
nach Artikel 1 berührt sein können. 

(2) Das Versorgungs',Verk leitet dem in Hessen für die 
Versicherungsaufsicht. zuständigen Ministerium jeweils 
den geprüften Jahresabschluß nebst Lagebericht zu. 

Artikel 6 

Das Vermögen des Versorgungswerkes soll entspre­
chend dem Anteil des Beitragsaufkommens der Mitglie­
der aus dem Lande Hessen am Gesamtbeitragsaufkom­
inen des Versorgungswerkes im Land!;! Hessen angelegt 
werden. 

Artikel 7 

(1) Dieser Staatsvertrag kann von jedem vertragschlie­
ßenden Teil mit einer Frist von fünf Jahren zum Ablauf 
eines Kalenderjahres gekündigt werden. Vor Ablauf von 
zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages ist 
eirie Kündigung ausgeschlossen. 

(2) Im Fall der Kündigung übernimmt ein durch das 
Land Hessen innerhalb der Kündigungsfrist zu bestim­
mender Rechtsträger als Gesamtrechtsnachfolger die 
Mitglieder und sonstigen Leistungsberechtigten nach 
Artikel 1 Abs. 1 dieses Staatsvertrages. Auf diesen 
Rechtsträger gehen alle Rechte und Pflichten des Versor­
gungswerkes gegenüber den übernommenen M~tgliedern 
und sonstigen Leistungsberechtigten über. 

(3) Im Fall der Kündigung findet eine Auseinanderset­
zung des Vermögens nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen statt, wobei die im Zeitpunkt des Wirksam­
werdens der Kündigung im technischen Geschäftsplan 
festgelegten Rechnungsgrundlagen maßgebend sind. Das 
zu verteilende Vermögen ergibt sich aus einer Auseinan­
dersetzungsbilanz, wobei Verkehrswerte zugrunde zu 
legen sind. Von der Summe der aktiven Verm~genswerte 
ist die Summe der nichtversicherungstechnischen Ver-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 20 vom 18. April 2000 

bindlichkeiten abzuziehen. Das so ermittelte Vermögen 
ist nach dem Verhältnis der auf den ausscheidenden 
Teilbestand treffenden versicherungstechnischen Ver­
bindlichkeiten zu den versicherungstechnischen Ver­
bindlichkeiten des verbleibenden Bestandes aufzuteilen; 
soweit nichtversicherungstechnische Verbindlichkeiten 
von dem Gesamtrechtsnachfolger übernommen werden, 
sind ihm die entsprechenden Deckungsmittel zu überlas­
sen. Bei der Verteilung des Vermögens sind die im Land 
Hessen angelegten Vermögenswerte auf Verlangen an den 
Gesamtrechtsnachfolger zu übertragen. Bei den übrigen 
Vermögenswerten ist das Versorgungswerk berechtigt, 
Wertpapiere und Grundbesitz in Geldwert abzulösen. 

(4) Die Auseinandersetzung des Vermögens bedarf der 
versicherungsaufsichtsrechtlichen Genehmigung durch 
das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Zuvor ist das Einvernehmen mit dem in Hessen für die 
Versicherungsaufsicht zuständigen Ministerium herzu­
stellen. 

Artikel 8 

(1) Das Versorgungswerk gibt unter Hinweis auf das 
Inkrafttreten des Staatsvertrages den Text des Gesetzes 
über die Versorgung der Wirtschaftsprüfer und der 
vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen 
und der Satzung in 9-en Wirtschaftsprüferkammer-Mit­
teilungen bekannt. Anderungen des Gesetzes über die 
Versorgung der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen und der 
Satzung sind ebenfalls in den Wirtschaftsprüferkammer­
Mitteilungen bekanntzugeben. 

(2) Dieser Staatsvertrag tritt nach Zustimmung der 
verfassungsmäßig zuständigen Organe der vertragschlie­
ßenden Länder am ersten Tag des Monats in Kraft, der 
auf den Austausch der Ratifikationsurkunden folgt. 

Wiesbaden, den 24. November 1999 

Für das Land Hessen 
der Minister für Wirtschaft, 

Verkehr und Landesentwicklung 

Dieter Posch 

Düsseldorf, den 11. Dezember 1999 

Für das Land 
Nordrhein-Westfalen 

Namens des Ministerpräsidenten 

Der Finanzminister 

Heinz Schleußer 

- GV. NRW. 2000 S. 312. 
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